
ZAHNMEDIZIN  |  63 62  |  ZAHNMEDIZIN  

FORTBILDUNG ZUR LEITLINIE „ZAHNMEDIZINISCHE BETREUUNG GERIATRISCHER PATIENTEN“ – TEIL 3

Betreuungsrecht und Ethik
Ina Nitschke, Cornelia Frese, Elmar Ludwig, Julia Jockusch

In der Betreuung älterer Patienten entstehen oft ethische Dilemmata, die sorgfältig abgewogen werden müssen. So 
kann es beispielsweise schwierig sein, die Autonomie eines Patienten mit kognitiven Einschränkungen zu respektieren 
und gleichzeitig sicherzustellen, dass durch die Behandlung kein Schaden entsteht. Hier bietet die Anwendung der 
Prinzipienethik die Möglichkeit, ethische Konflikte zu reduzieren. Der Beitrag zeigt, wie auf rechtlicher und ethischer 
Grundlage eine qualitativ hochwertige, gerechte und respektvolle Versorgung ermöglicht werden kann.

Jede zahnärztliche Behandlung in 
Deutschland findet in einem festen 
rechtlichen Rahmen statt. Dieser 

Rahmen definiert das Verhältnis zwi-
schen Patient und Zahnarzt sowie die 
Rechte und Pflichten beider Parteien. 
Einen besonderen Stellenwert nehmen 
dabei die Regeln zur Aufklärung der 
Patientinnen und Patienten im Rah-
men der Patientenkommunikation ein. 
Diese Regeln setzen voraus, dass der Pa-
tient einwilligungs- und geschäftsfähig 
ist. Was im „Normalbetrieb“ der Praxis 
selbstverständlich erscheint, kann je-
doch bei geriatrischen Patienten nicht 
allgemeingültig vorausgesetzt werden. 
Deshalb sollte bei jedem geriatrischen 
Patienten die Einwilligungs- und Ge-
schäftsfähigkeit im Rahmen der zahn-
ärztlichen Betreuung abgeklärt und 

fortlaufend aktualisiert werden. Aus 
rechtlicher Sicht ist es unverzichtbar 
zu wissen, ob für den Patienten im 
Rahmen der Gesundheits- und Vermö-
genssorge eine gesetzliche Betreuung 
eingerichtet ist oder eine (Vorsorge-)
Vollmacht besteht.

Betreuungsrecht: Einwilligungs- 
und Geschäftsfähigkeit 

Das Betreuungsrecht wurde in den ver-
gangenen Jahrzehnten mehrmals no-
velliert, zuletzt zum 1. Januar 2023. Un-
abhängig von einer rechtlichen Betreu-
ung gilt es immer zuerst, den Wunsch 
des Betroffenen zu erfragen beziehungs-
weise indirekt über Angehörige oder 
Pflegekräfte zu ermitteln [BMJV, 2023]. 
Ist dies nicht möglich oder würde ein 

geäußerter Wunsch eine erhebliche 
Gefährdung des Patienten darstellen,  
trifft bei fehlender Einwilligungs
fähigkeit beziehungsweise Geschäfts
fähigkeit der Betreuer oder die Bevoll-
mächtigte eine Entscheidung, die dem 
mutmaßlichen Willen des Patienten 
entspricht [Elsäßer und Oschmann, 
2024]. Um diesen mutmaßlichen Wil-
len gemeinsam mit dem Betreuer be-
ziehungsweise Bevollmächtigten zu 
eruieren, kann es für den Zahnarzt not-
wendig werden, mehrfach mit dem Pa-
tienten in Kontakt zu treten und/oder 
pflegende Personen sowie Vertrauens-
personen in den Entscheidungsprozess 
einzubinden.

Viele geriatrische Patienten haben zur 
Unterstützung unter anderem für Fra-
gen der Gesundheitssorge oder auch 
für Vermögensfragen Bevollmächtigte 
an ihrer Seite. Vorsorgevollmachten 
können notariell beglaubigt oder sogar 
ohne weitere Form privat vereinbart 
sein. Es kommt auf die in der Vollmacht 
übertragenen Rechte an den jeweils Be-
vollmächtigen an und ob die Voraus-
setzungen für das Inkrafttreten erfüllt 
sind.

Rechtliche Betreuungen werden in 
Deutschland durch das jeweils zustän-
dige Betreuungsgericht, das oft den 
Amtsgerichten angegliedert ist, einge-
richtet. Ist keine Betreuung eingerichtet 
und auch keine Vollmacht erteilt, ist es 
sinnvoll, im Hinblick auf die Einwilli-
gungsfähigkeit vor der Durchführung 
zahnärztlicher Behandlungsmaßnah-
men – darunter ist übrigens bereits die 
Verordnung eines Medikaments zu 
verstehen – die Orientierungsfähig-
keit (räumlich, zeitlich, persönlich,  
situativ) eines Patienten abzuklären 

Abb. 1: Bei Menschen mit Demenz sind Empathie 
und Beziehungsgestaltung wichtige Voraussetzungen 
für eine gelingende Behandlung.
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und kurz zu dokumentieren [LZK BW,  
2024].

Invasive und vor allem risikoreiche Be-
handlungen erfordern bei fehlender 
Einwilligungsfähigkeit des Patienten 
die persönliche Aufklärung des Betreu-
ers beziehungsweise Bevollmächtigten. 
Im Idealfall wird ein gemeinsames Ge-
spräch zwischen Zahnarzt und rechtli-
chem Vertreter (Betreuer, Bevollmäch-
tigter) geführt. Der rechtliche Vertreter 
beurteilt in eigener Verantwortung, in 
welcher Form er seiner Besprechungs-
pflicht nachkommt und in welcher 
Form er die ärztliche Aufklärung ent-
gegennimmt. Aufklärungen können 
auch über die Nutzung moderner Me-
dien virtuell oder fernmündlich erfol-
gen und anschließend kann schriftlich 
die Einwilligung eingereicht werden. 
In jedem Fall wird empfohlen, das 
Einverständnis zusätzlich schriftlich 
einzuholen. Die Aufklärung und Ein-
willigung ist vor der Behandlungsmaß-
nahme durchzuführen. Ein Notfall mit 
der Notwendigkeit, sofort zu handeln, 
meint im juristischen Sinn die unmit-
telbare Bedrohung für Leib und Leben 
und ist im zahnärztlichen Bereich die 
absolute Ausnahme.

Die anzustrebende Praxis der parti
zipativen Therapieentscheidungsfin-
dung ist für Patienten oft schwierig 
und für Betreuer/Bevollmächtigte 
herausfordernd. In den eher seltenen 
Situationen mit hohem Behandlungs-
risiko oder wenn kein Konsens zwi-
schen Betreuer/Bevollmächtigtem und 
Zahnarzt herbeigeführt werden kann, 
besteht die Möglichkeit, das Betreu-
ungsgericht zur Entscheidungsfindung 
hinzuzuziehen.

Für weitergehende Informationen sei 
an dieser Stelle auf die S2k-Leitlinie zur 
„Einwilligung von Menschen mit De-
menz in medizinische Maßnahmen“ 
[AWMF, 2019] verwiesen (Hinweis: Ak-
tuell befindet sich die Leitlinie in Über-

arbeitung). Nachfolgend sind einige 
wichtige Empfehlungen der Leitlinie 
zusammengefasst dargestellt:

	� Die Diagnose einer Demenz schließt 
die Einwilligungsfähigkeit nicht 
prinzipiell aus.
	� Die Aufklärung soll an die kogniti-

ven Ressourcen und Defizite ange-
passt erfolgen. Verständliche Dar-
stellungen sollen verwendet werden.
	� Informationen sollten in kurze Ab-

schnitte unterteilt und schrittweise 
präsentiert werden. Eine klare und 
in der Komplexität reduzierte Spra-
che soll eingesetzt werden.
	� Parallele kognitive Anforderungen 

sollten reduziert beziehungsweise 
vermieden werden.
	� Um das Sicherheitsgefühl der Men-

schen mit Demenz zu erhöhen und 
eine förderliche Kommunikations-
atmosphäre zu schaffen, sollten 
äußere räumliche (zum Beispiel un-
gestörte Atmosphäre, ausreichende 

Beleuchtung, bekannte Orte) und 
soziale Bedingungen (zum Beispiel 
Anwesenheit von Vertrauensperso-
nen) berücksichtigt werden.
	� Ein wertschätzender Kontext ist 

wichtig (unter anderem Blickkon-
takt aufnehmen und halten, sich 
vorstellen, Sitzplatz anbieten, An-
sprache mit Namen, Fragen und Be-
denken ernst nehmen sowie Rück-
sichtnahme auf etwaige sensorische 
Beeinträchtigungen).
	� Der zeitliche Rahmen für die Auf

klärung und die Prüfung der Einwil-
ligungsfähigkeit soll an das Tempo 
des Menschen mit Demenz ange-
passt werden.
	� Durch geeignetes Nachfragen soll 

das Informationsverständnis über-
prüft werden.
	� Schriftliche Zusammenfassungen 

der gegebenen Informationen soll-
ten angeboten werden (dabei hohe 
Lesbarkeit, zum Beispiel Großdruck 
beachten).
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KONSENSBASIERTE EMPFEHLUNG 30: (NEU/2026)

Bei jedem geriatrischen Patienten sollen die Einwilligungs- und 
Geschäftsfähigkeit im Rahmen der zahnärztlichen Behandlung 
abgeklärt und fortlaufend aktualisiert werden. 
Es soll regelmäßig überprüft werden, ob für den Patienten im 
Rahmen der Gesundheits- und Vermögenssorge eine gesetzli-
che Betreuung eingerichtet ist oder eine (Vorsorge-)Vollmacht 
besteht. 
Abstimmung: 18/0/0 (ja, nein, Enthaltung) – insg. 18 Stimmen

starker Konsens

Expertenkonsens

Literatur: AWMF S2k-Leitlinie Einwilligung von Menschen mit Demenz in Medi-
zinische Maßnahmen. 2019, Broschüre des Bundesministeriums für Justiz und 
Verbraucherschutz zum Betreuungsrecht [BMJV, 2023]

KONSENSBASIERTES STATEMENT 10: (NEU/2026)

Auch wenn eine rechtliche Betreuung bzw. Vollmacht besteht, 
ist grundsätzlich dem Wunsch des Patienten zu entsprechen. 
Nur wenn der Wunsch eine erhebliche Gefährdung des Pati-
enten darstellt, entscheidet der Betreuer nach Feststellung des 
mutmaßlichen Willens seines Betreuten.
In den eher seltenen Situationen mit hohem Behandlungsrisiko 
oder wenn kein Konsens zwischen Betreuer bzw. Bevollmäch-
tigtem und Zahnarzt herbeigeführt werden kann, besteht die 
Möglichkeit, das Betreuungsgericht beim Amtsgericht zur Ent-
scheidungsfindung hinzuzuziehen.
Abstimmung: 15/0/0 (ja, nein, Enthaltung) – insg. 15 Stimmen

starker Konsens

Expertenkonsens

Literatur: Broschüre des Bundesministeriums für Justiz und Verbraucherschutz zum 
Betreuungsrecht [BMJV, 2023]

ZM-LESERSERVICE

Die Literaturliste kann 
auf www.zm-online.de abgerufen 
oder in der Redaktion angefordert 
werden.
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Ethik: paternalistisch –> 
informativ –> partizipativ

Das traditionelle paternalistische Mo-
dell ist charakterisiert durch die Auto-
rität und die alleinige Entscheidungs-
souveränität des Arztes. Der Arzt stellt 
die Diagnostik und entscheidet über 
die aus seiner Sicht beste Therapie. 
Dabei enthält er dem Patienten nicht 
notwendige Informationen vor. Eben-
so findet ein Kommunikationsprozess 
statt, wenngleich dieser strukturiert 
wird durch die funktionalen Informa-
tionsinteressen des Arztes zum Zwecke 
einer optimierten Diagnose und The-
rapie. Nicht selten allerdings werden 
dem Patienten auch Informationen 
vorenthalten, vermeintlich zu seinem 
Besten, um nicht Skepsis oder Entschei-
dungskonflikte aufkommen zu lassen 
(„therapeutisches Privileg“).

Das informative Modell, auch „Konsu-
menten-Modell“ genannt, ist stark ge-
prägt durch „kognitivistische“ Interpre-
tationen der Patient-Arzt-Beziehung, 
die hier eine weitgehend affektneutrale 
Struktur des Informationsaustauschs 
unterstellen. Der Patient wird vom Arzt 
mit einer Vielzahl von Informationen 
versorgt, angefangen von Hypothesen 
über mögliche Krankheitshintergründe  
über diagnostische Erkenntnisse bis 
hin zu therapeutischen Alternativen 
samt deren Vor- und Nachteilen. Der 

Patient bleibt hier Souverän des Ent-
scheidungsprozesses, indem er die 
ihm offerierten Informationen ordnet 
und in eine Entscheidung überführt. 
Persönliche Erfahrungen, Bedürfnisse 
oder auch Ängste von Patienten werden 
hier nicht geleugnet, aber doch aus der  
Patient-Arzt-Beziehung ausgeblendet.

Dieses Eingehen auch auf emotionale 
und teilweise wenig rationale Momente  
im Rahmen des Krankheitserlebens 
und der Rekonvaleszenz wird hingegen 
im Modell der partizipativen Entschei-
dungsfindung explizit hervorgehoben. 
Darüber hinaus ist die Interaktions-
richtung in diesem Konzept zweiglei-
sig, Arzt und Patient stellen Fragen und 
beantworten Fragen.

Partizipative Entscheidungsfindung 
(PEF; Englisch shared decision-ma-
king, SDM) wird in der Medizin die 
Interaktion beziehungsweise Kommu-
nikation zwischen Arzt und Patient 
genannt, die darauf zielt, zu einer von 
Patient und Arzt gemeinsam verant-
worteten Übereinkunft über eine ange-
messene medizinische Behandlung zu  
kommen.

Zu den Kernelementen der partizipati-
ven Entscheidungsfindung gehört un-
ter anderem eine „partnerschaftliche 
Beziehung“ zwischen Patient und Arzt 
mit möglichst gleichem Informations
stand über Wahlmöglichkeiten bezüg-
lich einer medizinischen Entschei-
dung. Dabei bringen Arzt und Patient 
ihre Entscheidungskriterien aktiv und 
gleichberechtigt in den Abwägungs- 
und Entscheidungsprozess ein und 
übernehmen partnerschaftlich Verant-
wortung für die Entscheidung. Recht-
lich gesehen hat der Patient in jedem 
Fall das Selbstbestimmungsrecht [Rum-
mer und Scheibler, 2016].

Informed consent

„Informed Consent" als Begriff, dessen 
Ursprung in der englischsprachigen, 
insbesondere US-amerikanischen Me-
dizinethik zu finden ist, lässt sich am 
treffendsten mit „informierte Zustim-
mung“ übersetzen. In der Sache geht es 
um den gegenseitigen Austausch der im 
Verhältnis von Arzt zu Patient notwen-
digen Informationen sowie darum, das 
Einverständnis für eine Behandlung zu 
erhalten. 

Für die Mitteilung der entscheidungs-
erheblichen Informationen an den 
Patienten ist der Arzt zuständig. Seine 
Aufgabe ist es, den Zustand „informed“ 
beim Patienten herzustellen. Nach der 
Aufklärung kann der Patient sich für 
oder gegen eine Behandlung sowie die 
Art und Weise derselben entscheiden. 
Der Begriff „consent“ kann mit den 
deutschen Begriffen Einwilligung, Zu-
stimmung, Einverständnis oder Über-
einstimmung übersetzt werden. Bei 
„informierter Zustimmung“ darf das 
Vorliegen der Informationen nicht al-
lein auf die Zustimmungshandlung 
bezogen werden, die Informationen 
müssen beim Zustimmenden vorhan-
den sein. Außerdem bedeutet eine Posi-
tiventscheidung beziehungsweise eine 
Zustimmung nicht zwingend eine Ent-
scheidung für einen bestimmten Ein-
griff. Vielmehr geht es um das zukünf-
tige, gemeinsam abgestimmte Handeln 
und Agieren von Arzt und Patient und 
damit die Entscheidung darüber, ob 
ein Informed Consent darüber besteht, 
eine indizierte Maßnahme durchzu-
führen, bewusst zu unterlassen oder zu 
verschieben [AWMF, 2024].

Entscheidungsfindung auf Basis 
ethischer Prinzipien

Die Prinzipienethik nach Beauchamp 
und Childress [Beauchamp und Child-

zm 116 Nr. 10, 16.05.2026, (826)

KONSENSBASIERTE 
EMPFEHLUNG 31: (NEU/2026)

Bei der Einholung des 
„informed consent“ sollte 
das zukünftige, gemeinsam 
abgestimmte Handeln und 
Agieren von Zahnarzt und 
geriatrischem Patienten und 
damit die Entscheidung 
darüber, eine indizierte 
Maßnahme durchzuführen, 
bewusst zu unterlassen 
oder zu verschieben, hand-
lungsweisend sein.
Abstimmung: 18/0/0  
(ja, nein, Enthaltung) – 
insg. 18 Stimmen

starker 
Konsens

Expertenkonsens

Literatur: Rummer und Scheibler 
2016; AWMF S2k-Leitlinie Einwilli-
gung von Menschen mit Demenz  
in Medizinische Maßnahmen 2019

Abb. 2: Mundgesundheitsaufklärung im Rahmen 
einer Praxisanleiter-Einheit – hier wird die Hand-
habung einer Teleskopprothese demonstriert.
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ress, 2001] bietet eine strukturierte 
Grundlage für die ethische Entschei-
dungsfindung in der zahnmedizini-
schen Versorgung geriatrischer Patien-
ten. Sie basiert auf den vier Prinzipien 
mittlerer Reichweite: Respekt vor der 
Patientenautonomie, Nicht-Schadens-
Prinzip (Non-Malefizienz), Wohltätig-
keitsprinzip (Benefizienz) und Gerech-
tigkeit. Ihre Anwendung hilft, ethische 
Herausforderungen und Konflikte in 
der Praxis zu bewältigen.

In der Betreuung älterer Patienten  
entstehen oft ethische Dilemmata,  
die eine sorgfältige Abwägung er-
fordern. So kann es beispielsweise 
schwierig sein, die Autonomie eines 
Patienten mit kognitiven Einschrän-
kungen zu respektieren und gleich-
zeitig sicherzustellen, dass durch die 
Behandlung kein Schaden entsteht.  
Auch die Entscheidung, aufgrund 
von allgemeinmedizinischen Be-
gleiterkrankungen auf eine zahnme-
dizinische Therapie zu verzichten, 
kann in der Praxis als problematisch 

empfunden werden [Nitschke et al.,  
2017].

Die Prinzipienethik fordert eine pa-
tientenzentrierte Entscheidungsfin-
dung, die sowohl medizinische als 
auch ethische Aspekte integriert. Ein 
entscheidendes Element ist dabei die 
Aufklärung, die den Patienten oder 
Dritte an der Entscheidung betei-
ligte Personen in die Lage versetzt, 
fundierte Entscheidungen zu treffen 
(Empowerment). Zusätzlich erfordert 
die Abwägung von Nutzen und Risiko 
der Behandlung eine interdisziplinäre 
Herangehensweise, um Lösungen zu 
finden, die sowohl das Wohl des Pati-
enten fördern als auch ethisch vertret-
bar sind [Nitschke et al., 2017]. Durch 
die Anwendung der Prinzipienethik 
können die individuellen Bedürfnisse 
geriatrischer Patienten berücksichtigt 
und gleichzeitig ethische Konflikte 
minimiert werden, was eine qualitativ 
hochwertige, gerechte und respekt
volle Versorgung sicherstellt [Nitschke 
et al., 2017; Groß. 2012].	 n
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